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Allgemeine Verwaltungssachen.

RdErl. 17. 3. 41, Vereinfachung des Steuerabzugs vom
Arbeitslohn, weitere Beseitigung von Härten beim
Kriegszuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer).
S. 229. — RdErl. 15. 3. 41, Abfindung der weiblichen
Beamten bei Verheiratung. S. 231. — RdErl. 17. 3.
41, Zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Deutschen
Beamtengesetzes v. 20. 12. 1940 (RGBl. I S. 1645).
S. 232. — RdErl. 17. 3. 41. Anspruchs- und Kann¬
versorgung. S. 233. — RdErl. 15. 3. 41, Erholungs¬
urlaub der Beamten. S. 234. — RdErl. 13. 3, 41, Nach¬
weisung über die Zahl der für Militäranwärter, An¬
wärter des Reichsarbeitsdienstes und Versorgungs¬
anwärter alten Rechts freigehaltenen Beamtenstellen.
S. 234. — RdErl. d. RMdJ. 12. 2. 41, Arbeitszeit
nach Fliegeralarm. S. 237. — RdErl. d. RMdJ. 28.
2. 41, Prüfung gemäß 8 5 Abs. 2 TO. k. S. 237. —
RdErl. d. RMdJ. 28. 2. 41, „Wohnbevölkeruna" und
..Ständige Bevölkerung" nach der Volkszählung.
S. 238. RdErl. d. RMdJ. 26. 2. 41, Schulbeihilfe
für die Erziehung der Kinder von Beamten und nicht¬
beamteten Eefolgschaftsmitgliedern des öffentlichen
Dienstes außerhalb des Elternhauses. S. 239. —
RdErl. d. RMdJ. 17. 2. 41, Waschmittel. S. 242. —
RdErl. 15. 3. 41. Erholungsurlaub der Angestellten im
Urlaubsjahr 1940. S. 255.

Staatshaushalt, Kassen- und Rechnungswesen.

RdErl. 15. -3. 41, Vorübergehende Beschäftigung von

alt.

Angestellten im Reichskassendienst (i? 10 Abs. 2 RKO.j.
S. 241.

Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.
RdErl. ^13. 3. 41, Verbuchungen der Fürsorgeaufwen-
dungen bei den Landkreisen und Gemeinden. S. 243.

Polizeiverwaltung.
RdErl. 15. 3. 41, Einholung von Strafregisterauszllgen
über im Reichsgau Sudetenland, im-Memelgebiet und
in Eupen. Malmedy und Moresnet geborene Per¬
sonen. S. 243.

Verkehrswesen.
RdErl. d. RF^uEhdDtPol. im RMdJ. 17. 2. 41.
Vorschriftensammlung „Straßenverkehrsvorschriften".
S. 245.

Wehrangelegenheiten. Familienunterhalt.
RdErl. d. RMdJ., d. OKW. u. d. RFM. 28. 2. 41.
Umstellunqsbeihilfen für Opfer des gegenwärtigen
Krieges. S. 245.

Veterinärangelegenheiten.
RdErl. 18. 3. 41, Hauptkörungen 1941. S. 255. — RdErl.
19. 3. 41, Maul- und Klauenseuche in Baden. S. 256.

Wohlfahrtspflege und Zugendwohlfahrt.
RdErl. 13. 3. 41, Fettverbilligung für die minder¬
bemittelte Bevölkerung. S. 255.

Abschnitt 1. —

Allgemeine verwaltungssachen.
Vereinfachung des Steuerabzugs vom Arbeitslohn,

weitere Beseitigung von Härten beim Kriegszuschlag

zur Einkommensteuer (Lohnsteuer).

Erl. d. FuWM. v. 1V. 3. 1941 Nr. 2 122.

Die Kasse wird auf die Beachtung des Rund¬

erlasses des Reichsministers der Finanzen vom 20. Fe¬

bruar 1941 3 2220 — 200 III in obigem Betreff auf¬

merksam gemacht, der im Reichssteuerblatt 1941 Nr. 22

Seite 187 veröffentlicht ist und auch im Reichshaus¬

halts- und Besoldungsblatt bekanntgegeben werden

wird. In diesem Runderlah wird insbesondere fol¬

gendes geregelt!

1. Der Steuerabzug vom Arbeitslohn

wird vereinfacht.

a) Die Lohnsteuer und der Kriegszuschlag dazu

werden in einer neuen Lohnst euer-

tabelle rechnerisch zusammen¬

gefaßt. Dementsprechend sind die beiden

Steuerbeträge im Lohnkonto, in der Lohn-

steueranmeldung und bei der Lohnsteuerabfüh¬

rung nicht mehr getrennt zu bezeichnen. Die

Zusammenfassung gilt für die Steuer vom lau¬

fenden Arbeitslohn sowie von sonstigen, ins¬

besondere einmaligen Bezügen im Sinne des

8 35 LStDB. Die Anordnung ist erstmals auf
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den Arbeitslohn für einen Lohnzahlungszeit¬

raum anzuwenden, der nach dem 31. März 1941
endet.

k) Die einbehaltene Lohnsteuer ist künftig —

abweichend von der derzeitigen Anordnung in

H 41 und vorbehaltlich des H 42 LStDB. —

monatlich nur noch einmal, und zwar

jeweils bis zum 5. des folgenden Kalender¬

monats an die Reichsfinanzkassen abzufüh¬

ren. Dies gilt erstmals für die Abführung der

Lohnsteuer, die nach den bisherigen Bestim¬

mungen bis zum 20. April 1941 abzuführen

gewesen wäre.

2. Bei der Erhebung des Kriegszu¬

schlags zur Lohnsteuer werden wei¬

tergehend als bisher Härten besei¬

tigt.

-,) Bei laufenden Bezügen, die die Frei¬

grenze für den Kriegszuschlag (234 RM. monat¬

lich) nur geringfügig übersteigen, sind in der

unter der vorgenannten Ziffer 1d erwähnten

neuen Lohnsteuertabelle in den bisherigen

Lohnsteuerstufen 234 bis 273 RM. durch Auf¬

teilung in Z w i s ch e n st u f e n die Lohnsteuer¬

beträge einschl. des Kriegszuschlags entspre¬

chend niederer gehalten.

!?) Werden neben laufendem Arbeitslohn, der

unter die monatliche Kriegszuschlagsfreigrenze

von 234 RM. fällt, sonstige Bezüge bezahlt und

die Freigrenze damit überschritten, so ist der

K r i e g s z u s ch l a g nur von den son¬

stigen Bezügen, nicht aber von den lau¬

fenden Bezügen zu erheben.

Diese beiden Erleichterungen werden erstmals

wirksam für die Zahlung des Arbeitslohnes für

einen Lohnzahlungszeitraum, der nach dem 31. März

1941 endet. Soweit die Bezüge für den Monat April

1941 ohne Gewährung dieser Erleichterungen bereits

bezahlt sind, ist der Ausgleich für April 1941 bei den

Zahlungen für den Monat Mai 1941 nachzuholen.

An die Landeshauptkasse.
— RdErl. d. MdJ. v. 17. 3. 1941 Nr. 26 060 Norm.

XXVI2.
— BaVBl. S. 223.

Abfindung der weiblichen Beamten bei Verheiratung.

RdErl. d. NFM. v. 18. 2. 1941 — ^ 4210 14« IV.

Nach DB. 3 zu H 63 DBE. erhält ein weiblicher

Beamter, der seine Entlassung aus dem Beamten¬

verhältnis mit Rücksicht auf seine bevorstehende Ver¬

heiratung beantragt und die Ehe vor Ablauf von drei

Monaten seit dem Entlassungstage geschlossen hat, eine

Abfindung gemäß HF 64, 63 DGB. Der Reichsminister

des Innern und ich haben für die Dauer des Krieges

nichts dagegen einzuwenden, daß diese Frist auch dann

als innegehalten angenommen und die Abfindung ge¬

währt wird, wenn die Eheschließung ohne eigenes

Verschulden infolge von besonderen, mit den Kriegs¬

verhältnissen unmittelbar zusammenhängenden Um¬

ständen erst nach Ablauf von drei Monaten, aber zu

dem frühesten möglichen Zeitpunkt erfolgt.
— RBV. S. »6.

RdErl. d. MdJ. v. IS. 3. 1941 Nr. 27168 Norm.
XXVII«.

— BaVBl. S. 231.

232 ?

Zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Deutschen

Beamtengesetzes vom 20. Dezember 1340

(RGBl. I S. 1K45).

NdErl. d. NFM. v. 2V. 2. 1041 — ^ 4220 — 2382IV.

Bis zum Erlaß weiterer Durchführungsvorschriften

und Ausführungsbestimmungen auf Grund des Z 183

des Deutschen Beamtengesetzes bitte ich, im Einver¬

nehmen mit dem Reichsminister des Innern, folgen-

des zu beachten^ ^

Zu § S8-t DBE.

1. Die Vorschrift gilt auch für die witwengeld¬

berechtigte Witwe eines Warte- oder Ruhestand¬
beamten.

2. Auf den neuen Versorgungsanspruch nach Abs. 4

wird die Abfindung angerechnet bei einer Dauer der

neuen Ehe

bis zu acht Jahren mit 100 vom Hundert,

von mehr als acht, aber

weniger als neun Jahren mit 89 vom Hundert,

von mehr als neun, aber

weniger als zehn Iahren mit 70 vom Hundert,

von mehr als zehn, aber

weniger als elf Iahren mit 60 vom Hundert,

von mehr als elf, aber weni¬

ger als zwölf Jahren ... mit 50 vom Hundert,

von mehr als zwölf, aber

weniger als dreizehn

Jahren mit 40 vom Hundert,

von mehr als dreizehn, aber

weniger als vierzehn

Jahren mit 30 vom Hundert,

von mehr als vierzehn, aber

weniger als fünfzehn

Jahren mit 20 vom Hundert,

von mehr als fünfzehn, aber

weniger als sechzehn

Jahren mit 10 vom Hundert.

Nach Ablauf von sechzehn Jahren findet eine An¬

rechnung nicht mehr statt. Die Anrechnung kann in

der Weise erfolgen, daß den wirtschaftlichen Verhält¬

nissen angepaßte Teilbeträge von den laufenden

Witwenbezügen einbehalten werden.

Eine Erstattung einbehaltener Beträge an die¬

jenige Dienststelle, die die Abfindung gezahlt hat,

tritt nicht ein.

3. Nr. 2 gilt sinngemäß, wenn trotz der Abfindung

ein Witwengeld ohne gesetzlichen Anspruch oder ein

Unterhaltsbeitrag aus der späteren Ehe gewährt

werden sollte.

4. Das Witwengeld fällt mit dem Ablauf des

Monats weg, in dem sich die Witwe verheiratet hat;

darüber hinaus gezahlte Beträge sind auf die Witwen¬

abfindung anzurechnen. Der Witwenabfindung ist das

für den Monat der Eheschließung zuständige Witwen¬

geld ohne Rücksicht darauf zugrunde zu legen, ob es

ganz oder teilweise geruht hat. Örtliche Sonder¬

zuschläge sind nicht zu berücksichtigen.

BaVBl. 1941 Nr. 12
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S. Unter Versorgungsfall nach Art. 2 Abs. 2 des

Gesetzes ist der Todesfall zu verstehen, der den An¬

spruch aus das der Berechnung der Abfindung zu¬

grunde zu legende Witwengeld zur Folge hatte.

Zu § 133 Abs. 2 DBG.

1. Abs. 2 bietet keine Möglichkeit, Waisengeld für

eine Waise zu gewähren, die am 30. Juni 1937 bereits

Waise war und das achtzehnte Lebensjahr vollendet

hatte.

2. Ob eine Schul- oder Berussausbildung (Abs. 2

Nr. 1) vorliegt, ist nach den Grundsätzen in Nr. K8

der Neichsbesoldungsvorschriften zu entscheiden.

3. Die körperlichen und geistigen Gebrechen (Abs. 2

Nr. 2) müssen bei vollendetem achtzehnten Lebens¬

jahre bestanden haben, es sei denn, daß ein nach

Abs. 2 Nr. 1 bewilligtes Waisengeld wegen eines

körperlichen oder geistigen Gebrechens der Waise

weiterbewilligt werden soll.

4. Ob die Waise infolge körperlicher oder geistiger

Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu unterhalten,

ist nach Nr. 71 Abs. 1 der Reichsbesoldungsvorschriften

zu beurteilen.

3. Die DV. Nr. 2 und 3 und AB. 2 gelten in

diesem Umfange als überholt. RBB. S. 8S.

RdErl. d. MdI. v, >7. 3. 1941 Nr. 27 254 Norm.
XXVII«.

- BaVVl. S. 232.

Anspruchs- und Kannversorgung.

RdErl. d. RFM. v. IS. 2. 1941 — 5933 — 2K9K IV.

Aus Berichten und Eingaben habe ich ersehen, daß

die Versorgungsdienststellen der Wehrmacht die Ver¬

sorgung von Hinterbliebenen nach dem WFVG. mit

dem Hinweis darauf abgelehnt haben, daß ihnen auf

Grund von Kannvorschriften nach dem DBG. ein

Unterhaltsbeitrag gewährt werden kann. Auf diese

Weise würde gegen den allgemeinen Grundsatz ver¬

stoßen, daß Pflichtleistungen „Kann"-Bewilligungen

vorgehen.

Das Oberkommando der Wehrmacht hat deshalb

im Benehmen mit mir an die Wehrmachtfürsorge-

und -Versorgungsdienststellen nachstehende Anordnung

erlassene .

„Beim Zusammentreffen eines Rechtsanspruchs

mit einer Fürsorge und Versorgung auf Grund

von Kannvorschriften geht stets der Rechtsan¬

spruch der Kannleistung vor (siehe auch AB. Nr. 2

zu WFVG. Z 105 Abs. 6). Dies gilt auch, wenn

der Rechtsanspruch und die Kannleistung auf ver¬

schiedenen Gesetzen beruhen. Das Wehrmachtfür-

sorge- und -versorgungsamt ist z.B. nicht berech¬

tigt, die Entscheidung über einen Rechtsanspruch

auf Witwenrente nach dem WFVG. zurückzustellen,

weil auch ein widerruflicher Unterhaltsbeitrag

nach DBG. § 120 gewährt werden kann. Eine

etwa nach WFVG. s 115 Abs. 6, H 118 Abs. 6 er¬

forderliche Regelung kann erst nach der Gewährung

des Unterhaltsbeitrages vorgenommen werden."

- RBB. S. 99.

RdErl. d. MdI. v. 17. 3. 1941 Nr. 25 878 Norm.
XIX, XXVII«.

BaVBl. S. 233.

Erholungsurlaub der Beamten.

RdErl. d. RFM. v. 13. 2. 1941 — ^ 4350-2113 IV.

Die Gewährung von Erholungsurlaub an Beamte,

die vor ihrer Ernennung nichtbeamtete Gefolgschafts-

mitglieder waren, richtet sich allein nach den für Be¬

amte geltenden Bestimmungen. Eine Geldentschä-

digung für nicht gewährten Urlaub ist dem Beamken-

verhältnis fremd. Sie kann daher den fraglichen Be¬

amten auch für etwaige Urlaubsrückstände aus dem

früheren Dienstverhältnis nicht gezahlt werden.

RBB. S.M.

RdErl. d. MdI. v. 15. 3. 1941 Nr. 27169 Norm.
XXVII°.

BaVVl. S. 234.

Nachweisung über die Zahl der für Militäranwärter,

Anwärter des Neichsarbeitsdienftes und Versorgungs¬

anwärter alten Rechts freigehaltenen Veamtenstellen.

RdErl. d. RMdJ. v. 18. 2.1341 — II 81! 348/41-K13».

(1) Gemäß 8 4l) des Wehrmachtfürsorge- und -ver-

sorgungsges. v. 26. 8. 1938 (RGBl. I S. 1077) sind die

Behörden des Reichs, der Länder und der Gemeinden

(GV.), die Reichsbank, die übrigen Körperschaften,

Anstalten und Stiftungen des öffentl. Rechts und die

Verbände von solchen, die öffentl. Religionsgesellschaf¬

ten und ihre Verbände sowie die Betriebe der vor¬

stehend aufgeführten Stellen gesetzlich ver¬

pflichtet, die Veamtenstellen des einfachen Dien¬

stes zu 100 v. H., die des mittleren Dienstes zu 90 v. H.

und die des gehobenen Dienstes zu 50 v.H. mit Mili-

täranwärtern, Anwärtern des Reichsarbeitsdienstes

und Versorgungsanwärtern alten Rechts zu besetzen.

(2) Durch die VO. zur Sicherung der Überführung

der Militäranwärter, Anwärter des Reichsarbeits¬

dienstes und Versorgungsanwärter alten Rechts v. 30.

12. 1939 (RGBl. 1940 1 S. 39) ist festgelegt worden,

daß die den Militäranwärtern usw. vorbehaltenen

Beamtenstellen während der Dauer des Krieges nicht

anderweitig besetzt werden dürfen, wenn Militär¬

anwärter usw. nicht zur Verfügung stehen.

(3) Ich ersuche, mir bis zum 39. 4. 1941 (F r i st

bei den Landratsämtern' 19. 4. 1941; bei

den Reg.-Präs. : 29. 4. 1941) eine Nachweisung

nach nachstehendem Muster vorzulegen.

(4) Auf die Anmerkung am Schluß des Musters

wird besonders hingewiesen.

RMVliV. S. 339.
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Muster.

1941.
sDienststellei lOrt) (Datum,

Nachweisung.

Zum RdErl. des RMdJ. v. 18. 2. 1941 — II 8L 348 /41 -6130 (RMBliV. S. 339).

Lausbahnen

Zahl der zum
Zeitpunkt der
Lorlage der
Nachweisung
vorhandenen
Planstellen!

(„Kv"-Stelle
schwarzen Za
zunehmen, je
Zahlen über

besoi
kenntlich

Nach dem
Stellenvorbehalt
sind von den

Stellen in SP. 2
mit Militär¬

anwärtern usw.
zu besetzen:

(Stellen-
Vorbehalt:

einfach. IM v.H.
mittl, RV.H.
gehob, ZYv.H.)

n sind in die
hlen mit auf-
zoch durch rote
den schwarzen
,ders
u machen)

Auswirkung der VO. v. 39. 12. 1939 (RGBl. 1949 I S. 39)

Zahl
der in der

Zeit vom
39. 12. 1939

bis

31. 3. 1941

frei¬

gewordenen
Planstellen

Von den nach
Sp. 4 frei-
gewordenen
Planstellen
waren nach
dem Stcllen-

vorbehalt
mit Militär¬

anwärtern
usw.

zu besetzen:

Von den in
gebenen Ste

best

mit Militär¬
anwärtern,
Anwärtern
des Reichs¬
arbeitsdien¬

stes und Ver-
sorgungs-
anwärtern

alten Rechts

Sp. 5 ange¬
llen wurden
cht:

init anderen
Anwärtern
auf Grund
besonderer
Genehmi¬

gung

Ver¬

bleibens

(Sp. S

abzüglich

Sp. S

und 7)

1 2 3 4 S 6 7 8

I Nicht techn. Dienst
a) einfacher Dienst

1. i Hier sind die
2. ^verschiedenen
3. ^Laufbahnen
usw. 1 aufzuführen

zusammen...

d) mittlerer Dienst
1.
2.
3.
usw.

zusammen...

e) gehobener Dienst
1.
2.
3.
usw.

zusammen...

ll Techn. Teil
.->,) einfacher Dienst

1.
2.
3.
usw.

zusammen ...

d) mittlererDienst
1.
2

usw.
zusammen...

e) gehobener Dienst
1.
2.
3.
usw.

zusammen...

Summe I k und IIa. ...
> '

Summe Ib und Ild ...

Summe Ic und Ile ...

Anmerkung : Von den Dienststellen der Reichsgaue der Ostmark, des Sudetengaues, des Reichsgaues Danzig-
Westpreuhen, des Warthegaues, der in die Prov. Ostpreußen und Oberschlesien eingegliederten Gebiete sowie de:
reichseigenen Dienststellen im Protektorat Böhmen und Mähren sind nur die Sp. 1 bis 3 auszufüllen
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RdErl. d. MdJ, v. 13. 3. 1941 Nr. 22 Mk.

Zusatz:

Die Nachweisung ist bis zum III. 4. 1Ä41 der Aufsichts¬
behörde in dreifacher Fertigung vorzulegen. Dabei ist in
einer besonderen Anlage hierzu — einfach — zu berichten,
ob und welche den Mi-litäranwärtern, Anwärtern des
Reichsarbeitsdienstes und Versorgungsanwärter alten
Rechts vorbehaltenen Veamtenstellen in der Zeit vom
l. September bis 29. Dezember 1933 anderweitig mit Be¬
amten besetzt wurden. Soweit hierzu eine besondere Ge-

^ nehmigung erteilt worden sein sollte, wäre diese zu be¬
zeichnen.

Die Aufsichtsbehörde» haben die Nachweisung und die
Anlage hierzu an Hand der Stellenpläne. Haushaltspläne
usw. nachzuprüfen und erforderlichenfalls im Venehmen
mit den Anstellungsbehörden richtig zu stellen. Je 2 Fer¬
tigungen der Nachweisung, jedoch ohne die Anlage hierzu
sind sodann mit unterschriebenem Vermerk „geprüft" unter
Beifügung je einer Bezirksübersicht bis spätestens 2l>. 4.
l!>41 hierher vorzulegen. Die etwa in der Zeit vom
1. 9. bis 29. 12. 1939 anderweitig besetzten vorbehaltenen
Beamtenstellen sind von den Aufsichtsbehörden in den
Vorlageberichten besonders aufzuführen.

An die Gemeinden, Gemeindeverbände einschließlich
Landkreisselbstverwaltung, das Bad. Eemeinderechnungs-
prüfungsamt in Karlsruhe, den Bad. Gemeindeversiche¬
rungsverband in Karlsruhe, den Bad. Sparkassen- und
Giroverband in Mannheim, die Versicherungsanstalt für
Gemeinde- und Körperschaftsbeamte in Karlsruhe, die
Bad. Landeskreditanstalt für Wohnungsbau in Karls¬
ruhe, die Bad. Eebäudeversicherungsanstalt Karlsruhe und
die sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts ein¬
schließlich der öffentlichen Sparkassen, jedoch ohne die
Drts- und Innungskrankenkassen

BaVBl. S. 234.

Arbeitszeit nach Fliegeralarm.

RdErl. d. NMdJ. v. 12. 2. 1941

— II 51! 4802 111/40 «450.

(1) Die Regelung der Arbeitszeit nach nächtlichem

Fliegeralarm wird den örtlichen Behördenvorständen

überlassen.

(2) Bei der Ansetzung der Dienststunden ist auf die

Verkehrsverhältnisse in den einzelnen Orten Rücksicht

zu nehmen. Möglichst gleichmäßige Festsetzung inner¬

halb desselben Ortes ist anzustreben. Der ordnungs¬

mäßige Dienstbetrieb muß sichergestellt bleiben.

(3) Änderungen des Dienstbeginns dürfen nur zu

einer Verschiebung, nicht aber zu einer Kürzung der

Arbeitszeit führen. Doch kann an Tagen nach Flieger¬

alarm durchgehend gearbeitet werden. Die Behörden-

oorstände haben darauf zu achten, daß auch nach Flie¬

geralarm sämtliche Behördenangehörigen den fest¬

gesetzten Dienstbeginn innehalten.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge-
meindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

— RMBliV. S. 253.

BaVBl. S. 237.

Prüfung gemäß § 5 Abs. 2 TO. Ii.

RdErl. d. NMdJ. v. 28. 2. 1341 — II 51; 456/41 7070.

Vom Standpunkt der VO. über die Lohngestaltung

v. 25. 6. 1938 (RGBl. I S. 691) und des Kriegslohn¬

stops (Zweite Durchf.-Beft. zum Abschn. III — Kriegs¬

löhne — der Kriegswirtschafts-VO. v. 12. 10. 1939,

RGBl. I S. 2028) aus bestehen keine Bedenken, daß

den nicht handwerksmäßig vorgebildeten Eefolgschafts-

Z41 Nr 12 2Z8

Mitgliedern bereits nach 3 Jahren der ständigen Aus¬

führung handwerksmäßiger Arbeiten Gelegenheit zum

Ablegen der in Z 5 Abs. 2 TO. 1? vorgesehenen Prü¬

fung gegeben wird.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge¬

meindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

RMBliV. S. 352.

— BaVBl. S. 237.

„Wohnbevölkerung" und „Ständige Bevölkerung"

nach der Volkszählung.

RdErl. d. NMdJ. o. 28. 2. 1941 — s 1KK/41-5000.

Nachstehenden RdErl. des RWiM. v. 30. l. 1941

zur Kenntnis und Beachtung.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden. Ge-
meindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

RMBliV. S. 3^2.

Anlage . - BaVBl. S. 238.

Der Reichswirtschaftsminister. Berlin, den 3l). 1.1941.
l Verw. 13/23 319/49.

<1) Zahlreiche gesetzliche Bestimmungen und Verwal-
lungsvorschriften nehmen auf die bei der allgemeinen
Volkszählung ermittelte Einwohnerzahl Bezug. Eine
nähere Erläuterung über die Art der anzuwendenden
Einwohnerzahl war dabei bisher nicht erforderlich, da
bei den Volkszählungen stets nur eine maßgebende
Bevölkerungszahl festgestellt wurde, nämlich die soge¬
nannte Wohnbevölkerung (d. i. die Bevölkerung, die am
Zählungsort dauernd wohnt). Durch die Wiedereinfüh¬

rung der allgemeinen Wehrpflicht und die Einführung der
Arbeitsdienstpflicht ist jedoch die Feststellung einer weite¬
ren Einwohnerzahl neben der Wohnbevölkerungszahl er¬
forderlich geworden. Militär und Reichsarbeitsdienst ge¬
hören zwar ohne Frage zur Wohnbevölkerung ihrer
Standortgemeinden, da die zahlenmäßige Belegung der
Standorte in der Regel auf längere Zeit etwa die gleiche
bleibt. Dabei kann jedoch nicht übersehen werden, daß die
Zahl der Angehörigen der Wehrmacht und des Reichs-
arbeitsdienstes im Rahmen der Einwohnerschaft einer
Gemeinde für viele Fragen anders zu bewerten ist als

die gleiche Zahl von Zivilpersonen. Im besonderen Maße
gilt das für die große Zahl der ihrer zweijährigen
Dienstpflicht genügenden Soldaten, die im Gegensatz zu
einem wesentlichen Teil der Berufssoldaten kein nennens¬
wertes eigenes Einkommen und keinen eigenen Hausstand
haben und in Eemeinschaftsunterkünften untergebracht
sind. Das gleiche trifft für die ihrer Arbeitsdienstpflicht
genügenden Arbeitsmänner lind für die Arbeitsmaiden

zu. Bei der Volkszählung v. 17. 5. 1939 ist deshalb für
die Gemeinden, die Standorte der Weltmacht oder des

Reichsarbeitsdienstes sind, neben der Wohnbevölkerung
auch die Wohnbevölkerung ohne die ihrer Dienstpflicht
genügenden Soldaten und Arbeitsmänner und ohne die

Arbeitsmaiden festgestellt worden. Diese Bevölkerungszahl
ist kurz als „Ständige Bevölkerung" bezeich¬
net worden.

s2) Bei der Verschiedenartigkeit der mit Hilfe der
amtlichen Einwohnerzahlen zu regelnden fragen kann
nicht einheitlich entschieden werden, ob die Wohnbevölke¬
rung oder die Ständige Bevölkerung als Einwohnerzahl
im Sinne der bestehenden und in Zukunft ergehenden
Bestimmungen anzusehen ist. Es muß vielmehr von Fall
zu Fall bestimmt werden, welche der beiden Einwobncr-
zahlen der Volkszählung 1939 als maßgebend anzusehen
ist. Ich bitte deshalb, zukünftig in Ihrem Bereich bei
allen gesetzlichen Bestimmungen. Verwaltungsvorschriften
und sonstigen amtlichen Verlautbarungen, in denen von
der Einwohnerzahl die Rede ist, anzugeben, ob die Wohn¬
bevölkerung oder die Ständiae Bevölkerung gemeint ist.
Ich halte es auch für zweckmäßig, daß die schon bestehen¬
den Bestimmungen und Vorschriften daraufhin geprüft
werden, ob eine Klarstellung in dieser Richtung erforder¬
lich ist.
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(3) Die endgültigen Ergebnisse der Volkszählung
o, 17. 5. 1939 über die Wohnbevölkerung und die Ständige
Bevölkerung der kleineren Verwaltungsbezirke und der
einzelnen Gemeinden mit 19 999 und mehr Einwohnern
sind in einer Sonderbeilage zu der vom Statistischen
Reichsamt herausgegebenen Halbmonatsschrift „Wirt¬
schaft und Statistik", Jahrg. 1949 Nr. 17, ver¬
öffentlicht. Die entsprechenden Zahlen für die einzelnen
Gemeinden des Deutschen Reichs (Gebiet Mitte 1939,
jedoch ohne Memellaud) werden voraussichtlich im Fe¬
bruar 1941 in einer zweiten Aufl. des „Amtlichen
Gemeinde Verzeichnisses für das Deutsche
Reich" (Bd. 339 der „Statistik des Deutschen
Reichs") veröffentlicht werden.

An die Obersten Reichsbehörden.

Schulbeihilfe für die Erziehung der Kinder von Be¬

amten und nichtbeamteten Eefolgschaftsmitgliedern

des öffentlichen Dienstes außerhalb des Elternhauses.

NdErl. d. RMdJ. v. 2K. 2. 194t — II 8N 732/41-K314.

Nachstehender RdErl. des RFM. v. 17. 2. 1941

(Anl. 1) und 8. 1. 1941 (Anl. 2) im Nachgang zum

RdErl. v. 25. 9. 1940 (NMVliV. S. 1869)') zur

Kenntnis und Beachtung.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge¬
meindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

RMBliV. S. 348.

BaVVl. S. 239.

Vgl. BaVBl. S. 1221.

Anlage I.

Berlin, den 17. 2. 1941.

Der Reichsminister der Finanzen
^ 4S15-18 797 IV.

Ich bitte, bei der Bewilligung von Schulbeihilfen ent¬
sprechend meinem RdErl. v. 12. 9. 1949 - 4315-12 957
IV (RBesBl. S. 249) ') nach den folgenden Gesichtspunkten
zu verfahren:

1. Die Schulbeihilfe wird zum Ausgleich der Mehr¬
aufwendungen gewährt, die Beamten, Angestellten und
Arbeitern im öffentlichen Dienst durch ihre dienstliche
Verwendung oder durch die Unterbringung ihrer Familien
an Orten ohne geeignete allgemeinbil¬
dende Schule für ihr Kinder entstehen. Sie kann ihrer
Zweckbestimmung nach nicht gewährt werden für die
Mehraufwendungen, die im Zusammenhang mit der
Schulpflicht für die im elterlichen Haushaltver-
bleibenden Kinder erwachsen (Hinweis auf die

Sonderregelung für Fahrkosten unter Ziff. 7).

2. Nur die im aktiven Dienst befindlichen Beamten
und sonstigen diesen gleichgestellten Amtsträaer (H 1
BesG.), die Angestellten und Arbeiter im öffentlichen
Dienst erhalten die Schulbeihilfe. Sie kann den Warte¬
stands- und Ruhestandsbeamten nickt gegeben werden,
weil diese bei der Wahl ihres Wohnsitzes durch dienst¬
liche Notwendigkeiten nicht beschränkt sind. Das gilt
auch für diejenigen, die als Beamte auf Widerruf wie¬
derverwendet werden.

3. Die Schulbeihilfe kann nur für die Kinder gewährt
werden, für die ein K i n d e r z u s ch l a g gezahlt wird.

4. (1) Als allgemeinbildende Schulen im Sinne des
RdErl. v. 12. 9. 1949 sind hauptsächlich die folgenden
Schulen anzusehen:

,») Volksschulen,

>') j^auptschulen und Bürgerschulen,
> > Mittelschulen. Aufbauzüge an Volksschulen,
cl) Oberschulen für Jungen und Mädchen in grundstän¬

diger und Ausbauform, sonstige anerkannte Anstalten
m!t dem Lehrplan einer Oberschule und dem Ziel der

Hochschulreife, z. V. Natioualpolitische Erziehungs¬
anstalten, soweit sie nicht unter «> fallen — einschl. der
Zubringeschulen —,
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o) Gymnasien für Jungen und sonstige anerkannte An¬
stalten mit dem Lehrplan eines Gymnasiums und dem
Ziel der Hochschulreife, z. B. Nationalpolitische Er¬
ziehungsanstalten — einschl. der Zubringeschulen —,

t') Hilfsschulen,
x) Gehörlosenschulen,
b) Blindenschulen.

(2) Jede der Schulen, die unter e iu e m Buchstaben
vereinigt sind, ist wegen der Gleichartigkeit oder Ähnlich¬
keit des Lehrziels als Schule der gleichen Schulart zu
betrachte». Schulen einer Schulart gelten als für den
Schulbesuch des Kindes in gleicher Weise geeignet. Bei
der Umschulung aus einer Oberschule in Aufbauform in
eine Oberschule in grundständiger Form oder aus einer
Oberschule in grundständiger Form in eine Oberschule in
Aufbauform gilt das uur für die obersten drei Klassen
der beiden Schulformen.

Beispiel

(1) Das Kind besuchte am bisherigen Wohnsitz des
Beamten ein Gymnasium. Am neuen Wohnsitz des Be¬
amten ist eine Oberschule, aber kein Gymnasium. Das
Kind verbleibt in der bisherigen Schule und wird bei
einer Familie uutergebracht.

(2) Schulbeihilfe kaun gewährt werden.

Beispiel L.

(1) Das Kind besuchte am bisherigen Wohnsitz des
Beamten eine Oberschule für Juugeu. Am neuen Wohnsitz
des Beamten befinden sich nur eine Volksschule und eine
Mittelschule. Das Kind wird in eine Nationalpolitischc
Erziehungsanstalt aufgenommen.

(2) Eine Schulbeihilfe kann gewährt werden, weil sich
am neuen Wohnsitz keine Oberschule für Jungen und keine
sonstige Anstalt derselben Schulart befindet.

Beispiel O,

(1) Zwei der Kinder eines Beamten besuchte» am bis¬
herigen Wohnsitz des Beamten eine Oberschule in Aufbau¬
form, das eine Kind in der Klasse 7 und das andere in

Klasse 4. Am neuen Wohnsitz des Beamten ist eine Ober¬
schule in grundständiger Form, aber keine Oberschule in
Aufbauform. Beide Kinder verbleiben in der bisherigen
Schule und werden in einem Schülerheim untergebracht.

(2) Schulbeihilfe kann nur für das Kind in der
Klasse 4 gewährt werden. Für dieses Kind fällt die Schul-
beihilfe weg, sobald es die Versetzuug nach der Klasse 9
der Oberschule in Aufbauform erreicht bat. Für das
ältere Kind befindet sich sofort, für das jüngere später
eine geeignete Schule am neuen Wohnsitz des Beamten.

(3) Schwierigkeiten, die sich bei einer Umschulung aus
Unterschieden im Lebrplan zwischen Schulen derselben
Schulart ergeben, müssen durch das Kind überwunden
werden. Wenn am neuen Wohnsitz eine geeignete Schule
derselben Schulart ist, kann eine Schulbeihilfe für den
Verbleib des Kindes in der bisherigen Schule aus beson¬
deren persönlichen oder sachlichen Gründen nicht gewährt
werden.

Beispiele.

Schulbeihilfe wird uicht gegeben, wenn das Kind in
einem klimatisch günstigen Ort oder in einer Schule mit
der zusätzlichen Pflege besonderer Fächer (Musisches Gnm-
nasium) oder bis zum Ablauf des alten Schuljahres oder
bis zum Bestehen einer Abschlußvrüsung verbleiben soll.

5. Die Schulbeihilfe wird nicht gewährt, wenn das
Kind keine allgemeinbildende, sondern eine berufsbildende
Schule, insbesondere eine
Berufsschule (gewerbliche., kaufmännische, landwirtschaft¬

liche. bergmännische oder hauswirtschaftliche Berufs¬
schule usw.) oder

Berufsfachschule (Handelsschule, höhere Handelsschule,

Wirtschaftsfchule, Wirtschaftsoberschule, Haushaltungs¬
schule usw 1 oder

Fachschule (Bauschule, Ingenieurschule, Seefahrtschule,
Bergschule, Meisterschule des Deutschen Hnndwerks.
Landwirtschaktsschule, Landfrauenschule usw.)

außerhalb des Wohnsitzes oder Unterbringungsortes be¬
sucht. Die Schulbeihilfe bei dem Besuch solcher Schulen
würde eine einseitige Förderung der schul mäßigen Be¬
rufsausbildung gegenüber der Hand w e r k lichenBerufs-
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ausbildung bedeute». Der Kreis der Empfangsberechtigten
kann nicht mehr erweitert werden. Schon die jetzige Rege¬
lung hat zu Berufungen aus der freien Wirtschaft ge¬
führt, die mir durch die Deutsche Arbeitsfront mitgeteilt
worden sind.

6. (1) Eine häusliche Ersparnis, die durch die Unter¬
bringung des Kindes außerhalb des Elternhauses erzielt
wird, wird auf die Kosten für Unterkunft und Verpflegung
nicht angerechnet.

(2) Mehraufwendungen, die neben den Kosten für aus¬
wärtige Unterkunft und Verpflegung erwachsen, z. B.
Fahrkosten, erhöhte Kosten für Bekleidung usw., bleiben
bei der Bemessung der Schulbeihilfe außer Ansatz.

(3) Wenn Schulen, wie beispielsweise die National¬
politischen Erziehungsanstalten, Erziehungsbeiträge er¬
heben, die nach den wirtjchaftlichen Verhältnissen der Er¬
ziehungsberechtigten bemessen sind und neben den Kosten
für Unterkunft und Verpflegung auch das Schulgeld, die
Kosten der Bekleidung usw. umfassen, so ist über die Höhe
der anteiligen Kosten für Unterkunft und Verpflegung
eine Bescheinigung des Schulleiters beizubringen.

7. In den Fällen, in denen am Wohnsitz des Erziehungs¬
berechtigten oder am Unterbringungsort der Familie keine
geeignete allgemeinbildende Schule vorhanden ist und der
tägliche Besuch einer auswärtigen Schule erhebliche Fahr¬
kosten verursacht, kann eine Schulbeihilfe bis zum Höchst¬
betrag von dreißig Reichsmark monatlich ab 1. 1. 1941
gewährt werden. Die Schulbeihilfe ist nur für den Teil
der Fahrkosten zu gewähren, der zehn Reichsmark monat¬
lich übersteigt. Sie wird nicht gewährt, wenn die Fahr¬
kosten zehn Reichsmark monatlich nicht überschreiten oder
die Fahrten innerhalb einer Gemeinde stattfinden. Die
Fahrten zur Schule müssen auf dem billigsten Wege und,
wenn die Möglichkeit dazu gegeben ist, unter Benutzung
eines öffentlichen Verkehrsmittels ausgeführt werden.

8. Die Schulbeihilfe wird jeweils vom Tage der Ver¬
änderung ab neu festgesetzt, wenn die Kosten für Unter¬
kunft und Verpflegung oder die Fahrkosten durch Schul¬
ferien, Krankheit des Kindes oder andere Umstände sich
vermindern oder wegfallen.

9. Eine Schulbeihilfe wird nicht gewährt, wenn der
auswärtige Schulbesuch des Kindes nur deshalb erfor¬
derlich ist, weil als Wohnsitz des Erziehungsberechtigten
oder als Unterbringungsort der Familie statt des Ortes
der Dienststelle aus persönlichen Gründen ein anderer
Ort gewählt worden ist.

19. (1) Sind die Voraussetzungen für die Gewährung
einer Schulbeihilfe gegeben, so kann der Erziehungs¬
berechtigte an Stelle einer Ausbildungsbeihilfe für Kinder
kinderreicher Familien, eines Stipendiums oder einer
sonstigen Erziehungsbeihilfe aus öffentlichen Mitteln die
Schulbeihilfe wählen, wenn diese günstiger ist.

(2) Die Schulbeihilfe wird neben einer Kinderbeihilfe
nach der Kinderbeihilfen-VO. v. 9. 12. 1949 (RGBl. 1
S. 1571) gewährt. Die Kinderbeihilfe wird auf die Schul¬
beihilfe nicht angerechnet.

11. Die Schulbeihilfe unterliegt nicht der Gehaltskür¬
zung. Sie ist, wie ich durch meinen RdErl. v. 8. 1. 1941 —
K 2114-355 III 2) an die Oberfinanzpräs, angeordnet habe,
auch nicht zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) heranzu¬
ziehen. Als ein reiner Auslagenersatz ist sie bei der Be¬
rechnung der Sozialversicherungsbeiträge nicht zu berück¬
sichtigen.

An die Obersten Reichsbehörden, die Reichsstatthalter,
die Landesregierungen (soweit vorhanden), Finanzmini¬
sterien, Finanzabteilungen.

') Vgl. RMBliV. 1949 S. 1869, VaVBl. S. 1221.
-) Vgl. nächst. Anl. 2.

Anlage 2.
Berlin, den 8. 1. 1941.

Der Reichsminister der Finanzen
8 2114-355 III.

(1) Ich habe im Erl. v. 17. 12. 1940 — 8 21 14-355 III
(RStVl. S. 1949) darauf hingewiesen, daß die Schulbei¬
hilfen im öffentlichen Dienst nach der Rechtsprechung des
Reichsfinanzhofs nicht zu den steuerfreien Einkünften im
Sinne des K 3 Ziff. 12 des Einkommensteuergef. (EStG.
1939) ^) gehören.

(2) Ich bestimme dazu auf Grund von Z 17 Abs. 2
Latz 1 der Reichsabgabenordnng das Folgende!

Die Schulbeihilfen, die auf Grund meines Erl. v. 12. 9.
1949 — ^ 4515-12 657 IV (RBefBl. S. 249) -) gewährt
werden, sind nicht zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) her¬
anzuziehen.

') Vgl. RGBl. 1939 I S. 297.
-) Vgl. RMBliV. 1949 S. 1869, VaVBl. S. 1221.

Waschmittel.

RdErl. d. NMdJ. v. 17. 2. 1S41 2 144 41 5147.

Die Reichsstelle für industrielle Fettversorgung hat

die nachstehende Liste ^ (Anl.) der von ihr zugelasse¬

nen fettarmen und fettlosen Waschmittel für Weiß-,

Bunt- und Erobwäsche, abgeschlossen am 31. 12. 1940,

herausgegeben.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge¬
meindeverbände, sonst. Körperschaften des öffentl. Rechts.

— RMBliV. S. 311.

Anlage. — VaVBl. S. 242.
Liste

1. Rösingold

2. Hexawa

3. Waschgold

4. Klüvers
Wasch¬
mittel

5. Reinax

6. Oveg

7. Vlankasil-
Wasch-
mittel

8. Kutil

9. Erwilo

19. Moc

11. Alka

12. Elon

91/127

04/928

94/157

19/315

11/938

11/226

11/251

12/294

12/239

12/245

15/138

21/975

Alexander Apell, chem.-techn. Er¬
zeugnisse, München, Landwehr¬
straße 26

Dreiturm Seifenindustrie Gm¬
bH., Steinau, Kr. Schlüchtern

Paul Dülk ck Wilh. Stark,
,,Dllsta"-Eefellschaft, Nürnberg,
Hummelsteinerweg 61

Chemische Fabrik Willy Klüver,
Hamburg 11, Reimersbrücke 5

Alexander Landgraf, Parfüme-
rie- und Seifenfabrik, Haldens¬
leben

„Oveg" chem.-techn. Fabrik, Leuck
Ä Kümmel, Hamburg-Wands¬
bek. Hugenbergstr. 7/9.

Chemische Fabrik Ära, Lange >d
Plambeck, Hamburg 1, Rep-
soldstraße 84

Dalli-Werke Maurer ck Wirtz,
Stolberg/Rhld.

P. Jos. Mobs, Gießen/Lahn und
Aßlar

Werner Möring ck Co., Chem.-
pharm. Fabrik. Hamburg 23,
Wandsbeker Chaussee 66

Paliko, GmbH., Posen, Thier¬
gartenstraße 1

Clasit Chem. Fabrik AG., Nachf.
Friedr. Torscht, Wien 49/111,
Ungargasse 59

Staatshaushalt, Kassen- unö Rechnungswesen.
Vorübergehende Beschäftigung von Angestellten

im Neichskassendienst (§ 10 Abs. 2 NKO.).

RdErl. d. RFM. v. 1K. 2. 1041 — ^ 2000-104 «vn. ».

Nach § 10 Abs. 2 der Reichskassenordnung müssen

Kassenleiter, Oberbuchhalter, Buchhalter und Kassiere

Reichs b e am t e sein. Die Einhaltung dieser Bestim¬

mung stößt unter den gegenwärtigen besonderen Ver¬

hältnissen, insbesondere wegen der zahlreichen Ein-
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berusungen von Kassenbeamten zum Wehrmachtdienst

und wegen der Abordnung von Kassenbeamten zu

anderer Tätigkeit, auf Schwierigkeiten.

Ich bin deshalb damit einverstanden, daß bis aus

weiteres Angestellte als Buchhalter verwendet

werden. Der Behördenleiter ist jedoch Z 11 RKO. ge¬

mäß für eine sorgfältige Auswahl dieser Ar¬

beitskräfte verantwortlich.
— RVV. S. 91.

RdErl. d. MdJ. v. 15. 3. 1941 Nr. 2l> 936.

BaVVl. S. 24t.

Angelegenheitenöer kommunalen Selbstverwaltung.
Verbuchungcn der Fürsorgeaufwendungen bei den

Landkreisen und Gemeinden.

NdErl. d. MdJ. v. 13. 3. 1941 Nr. 2K 438

Norm. XIII, I. XXX VIII, VI .

Die Veranschlagung im Haushaltsplan, die Ver-

buchung und die statistische Meldung der Fürsorge¬

aufwendungen bei den Landkreisen und den Gemein¬

den sind vom Rechnungsjahr 1941 an in folgender

Weise vorzunehmen. Bei der Fürsorgestatistik und

Eemeindefinanzstatistik ist schon im Rechnungsjahr

194V hiernach zu verfahren, auch wenn Haushalts¬

plan und Sachbücher (Gemeinderechnung) diesen Be¬

stimmungen noch nicht entsprechen.

1. Allgemeine Fürsorge (Armenfür¬

sorge)!

Soweit die Armenfürsorge von den Landkreisen

den Gemeinden übertragen ist, was allgemein zutref¬

fen dürfte, sind die Aufwendungen und Rückeinnah-

men von den Gemeinden (Gemeinden bis

3000 Einwohner! in der Wirtschaftsrechnung) im

ordentlichen Haushalt in Ausgabe und Einnahme zu

oeranschlagen und zu buchen.

Die Landkreise buchen die Ausgaben und Einnah¬

men nicht in ihren Sachbüchern.

Für die Reichsfürsorgestatistik melden die Gemein¬

den dem Landkreis ihre Ausgaben und Einnahmen

zu den jeweiligen Terminen an. Der Landkreis baut

die Meldungen der Gemeinden in seine Fürsorge¬

statistik ein.

2. GehobeneFürsorge.

n) SoweitdiegehobeneFürsorgevom

Landkreis durchgeführt wird!

Der Landkreis veranschlagt und bucht die gesam¬

ten Aufwendungen und Rückeinnahmen im ordentlichen

Haushalt. Der von den Gemeinden zu tragende Anteil

von einem Drittel wird als Zuweisung von den Ge¬

meinden (Haushaltsstelle 41/42. 1. 564) vereinnahmt.

Die Gemeinden veranschlagen und buchen ihren

gesetzlichen Anteil von einem Drittel im ordentlichen

Haushalt unter Zuweisungen (also nicht auf die ein¬

zelnen Fürsorgearten und -gruppen aufgeteilt) —

bzw. in der Wirtschaftsrechnung — an den Landkreis

in Ausgabe.

Die vom Landkreis an die Gemeinden lediglich zur

Auszahlung an die Hilfsbedürftigen überwiese¬

nen Beträge sind für die Gemeinden „D.E." und

werden über das Verwahrbuch (Gemeinden bis 3000

Einwohner in der Vorschußrechnung) geführt.

Für die Reichsfürsorgestatistik meldet nur der

Landkreis, und zwar den Gesamtaufwand (also ohne

die Zuweisungen der Gemeinden auf der Einnahme¬

seite). Die Gemeinden haben für die Fürsorgestatistik

nichts zu melden.

d) SoweitdiegehobeneFürsorgenach

H 10 des Bad. Ausführungsgesetzes

zur NFV. an kreisangehörige Ge¬

meinden übertragen ist!

Die Gemeinden veranschlagen und buchen den

gesamten Aufwand der gehobenen Fürsorge und die

Rückeinnahmen im ordentlichen Haushalt. Der vom

Landkreis zu tragende Anteil von ^ wird unter Zu¬

weisungen ebenfalls im ordentlichen Haushalt ver¬

einnahmt.

Der Landkreis veranschlagt und bucht nur

seinen gesetzlichen Anteil in Höhe von ^ im ordent¬

lichen Haushalt als Zuweisung unter Haushaltsstelle

41/42. 2. 562. — Zuweisungen an kreisangehörige Ge¬

meinden für übertragene Fürsorgeaufgaben —, wofür

im Kontenplan für die Landkreise eine neue Haus¬

haltsstelle mit dieser Bezeichnung einzufügen ist.

Für die Reichsfürsorgestatistik melden die Gemein¬

den zu den jeweiligen Terminen die gesamten Ein¬

nahmen und Ausgaben dem Landkreis, der die Zah¬

len der Gemeinden in seine Fürsorgestatistik einbaut.

Der Landkreis hat darauf zu achten, daß die gegen¬

seitigen Zuweisungen nicht in der Reichsfürsorge¬

statistik erscheinen.

3. Bezüglich der Jugendhilfe ist entsprechend zu

verfahren mit dem Unterschied, daß die Einnahmen

und Ausgaben unter Abschnitt 46 zu buchen sind.

4. Bezüglich der nach Z 9 Abs. 2 und 3 des Bad.

Ausf.-Ges. zur RFV. von der Übertragung aus¬

geschlossenen Fälle der Armenfürsorge ist wie unter

Ziffer 2 a zu verfahren.

5. In die Gemeindefinanzstatistik werden nur die

Posten des ordentlichen Haushalts (bzw. der Wirt¬

schaftsrechnung) in Übereinstimmung mit obigen

Verfahrensvorschriften aufgenommen.

An die Landkreise und die Gemeinden.
BaVVl. S. 243.

polizeiverwaltung.
Aufgaben üer Polizei.

Einholung von Strafregisterauszügen über im Reichs¬

gau Sudetenland, im Memelgebiet und in Eupen,

Malmedy und Moresnet geborene Personen.

RdErl. d. NF^uChdDtPol. im NMdJ. v. 25. 2. 1S41
— () Vnk Ii III 5917/41.

Zur Berichtigung der Anl. 1, zum RdErl. v. 27. 5.

1940 (RMBliV. S. 1039)-) wird nachstehende AV.

des NIM. v. 18. 1. 1941 mitgeteilt.

— RMBliV. S. 357.

- RdErl. d. MdJ. v. 15. 3. 1941 Nr. 23 954 Norm.
XXII».

An alle Pol.-Bebörden. BaVVl. S. 243.
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Anlage.

Der Reichsminister der Justiz
4249 — II-, 4,1629/40.

Berlin, den 15«, >, >941.

Ersuchen um Auskunst aus dem Strafregister.-)

>, Reichsgau Sudetenland und Memel-
gebiet.

Das Auslandsstrafregister in Verl in Hai die Aus¬
sonderung von Strafkarten über Personen, die im Reichs¬
gau Sudetenland oder im Meinelgebiet geboren

^ sind, abgeschlossen. Ersuchen um Auskunft aus dem Straf¬
register über die in diesen Gebieten geborenen Personen
sind nunmehr ausschließlich an die Staatsanwaltschaft bei
dem Landgericht zu richten, in dessen Bezirk der Geburts¬

ort der Person liegt. Eine Beteiligung des Auslandsstraf¬
registers findet nicht mehr statt.

II. Eupen, Malmedy, Moresnet, Belgien.
(1) Uber Personen, die in den Gebieten von Eupen.

M almedy und Moresnet geboren sind, wird den
deutschen Behörden aus dem beim Justizministerium in
Brüssel geführten Zentralstrafregister („Lasier 5u6i
eiairs Lential") Auskunst erteilt. Die Ersuchen können in
deutscher Sprache gestellt werden. Sie sind über den Mili-
tärbesehlshaber in Belgien und Nordfrankreich zu leiten.

(2) . . .

Vgl. RdErl. d. MdJ. vom 24. 6. 194V, BaVBl. S. 869.
Vgl. AV. v. 4. 3. 1939 (DtJust. S. 4261 und 25. 9. 1939

«DtIust. S. 1559).

Verkehrswesen.
Borschriftensammlung „Straßenverkehrsvorschriften".

NdErl. d. RF^uChdDtPol. im RMdJ. v.17.2.1»41

— <)-!(, I., I (> (2) 1K Nr. 2/41.

Abs. 4 des RdErl. v. 17. 12. 1940 (RMBliV.

S. 2324 e) ') erhält folge.ide Fassung!

(4) a) Die zum allgemeinen Dienstgebrauch benötigten
Bücher können in der nach lfd. Nr. 6 der Anl. zum RdErl.
v. 15. 11. 1937 sRMBliV, S. 1789) vorgesehenen Anzahl
uur aus den bei Tit. 13 Unterteil 1 zur Verfügung ge¬
stellten Kassenanschlagmitteln beschafft werden. Die Kosten
für die Stücke der Vorschriftensammlung „Straßen-

v e r k e h r s v o r s ch r i f t e n", die nur zu Schulzwecken
beschafft werden, sind bei Tit. 34 Unterteil 1 zu buchen,
vorausgesetzt, daß Mittel hierzu bei dieser Buchungsstelle
zur Verfügung stehen.

>>) Erforderliche Umbuchungen sind sofort vorzunehmen.

An alle Pol.-Behörden. — NaKrichtlich an die
Gemeinden und Gemeindeverbände.

RMBliV. S. 333.

BaVBl. S. 245.

>> Vgl. BaVBl. 1941 S. 45.

Wehrangelegenheiten.Zamilienunterhalt.
Umstellungsbeihilfen für Opfer des gegenwärtigen

Krieges.

NdErl. d. RMdJ.. d. OKW. ». d. RFM. v. 28. 2.1S41

— Vs 2lM/41-7g0«. N3l »v 10^V^VV<..5 (I) S12/41
n. 408S-K0 1

Zur Erleichterung des Übergangs von den bisheri¬

gen Einkünften ans öffentlichen Mitteln auf die ge¬

setzliche Versorgung und der im Kriege besonders er¬

schwerten Umstellung in der Lebenshaltung bestim¬

men wir auf Grund des Einsatz-Familienunterhalts-

ges. (EFUE.) v. 26. 6. 1940 (RGBl. I S. 911) Z «Z,

des Einsatzfürsorge- und -versorgungsges. (EWFVE.)

v. 6. 7. 1939 (RGBl. ! S. 1217) K 33 Abs. 3. des

Reichsarbeitsdienstversorgungsges. (RADVE.-M) in

der Fass. der Bek. v. 29. 9. 1938 (RGBl. 1 S. 1253)

A 184 Abs. 2 und der Personenschäden-VO. (PSchVO.)

v, 10. 11. 1940 lNEBl. I S. 1482) K 1k folgendes!

.V. u IN st e l l u n g s b e i h i l f e n für die

Empfänger von Familienunterhalt.

(1) Den familienunterhaltsberechtigten Angehöri¬

gen eines zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichti¬

gen, der während der Ausübung des Wehrdienstes

oder während einer Zeit nach A 4 Abs. 8 bis 11 der

VO. zur Durchführung und Ergänzung des Einsatz-

Familienunterhaltsges. (EFU.-DV.) v. 20. 6. 1940

(REBl. I S. 912) laut Bescheinigung des Wehrmacht-

fürsorge- und -versorgungsamtes an den Folgen einer

im gegenwärtigen Kriege erlittenen Beschädigung bei

besonderem Einsatz oder Wehrdienstbeschädigung ver¬

storben ist, wird im Anschlug an den Zeitpunkt, bis

zu dem nach den geltenden Vorschriften des Einsatz¬

familienunterhaltsrechts Familienunterhalt zu ge¬

währen ist, als Umstellungsbeihilfe Familienunterhalt

weiterhin bis zum Ablauf des auf den Sterbemonal

folgenden 12. Monats gewährt. Wird bei Vermißten

der Tod festgestellt, so tritt an die Stelle des Sterbe¬

monats der Monat, in dem das Vermißtsein einge¬

treten ist. Wird bei Wehrmachtangehörigen, die nicht

als vermißt geführt werden, der Tod erst nach Ablauf

des Sterbemonats festgestellt, so tritt an die Stelle des

Sterbemonats der Monat der Feststellung des Todes.

(2) Wird ein zum Wehrdienst einberufener Wehr¬

pflichtiger infolge einer im gegenwärtigen Kriege er¬

littenen Beschädigung bei besonderem Einsatz oder

Wehrdienstbeschädigung als dienstunfähig entlassen

und wird durch das Wehrmachtfürsorge- und -ver-

sorgungsamt festgestellt, daß der Entlassene infolge

der Beschädigung arbeitsverwendungsunfähig ist, so

wird den familienunterhaltsberechtigten Angehörigen

— im Falle des Z 5 Abs. 2 Satz 3 EFU.-DV. auch dem

Arbeitsverwendungsunfähigen selbst — im Anschluß

an den Zeitpunkt, bis zu dem nach den geltenden

Vorschriften des Einsatzfamilienunterhaltsrechts Fami¬

lienunterhalt zu gewähren ist, als Umstellungsbeihilfe

Familienunterhalt weiterhin bis zum Ablauf des auf

den Monat der Entlassung aus dem Wehrdienst fol¬

genden 12. Monats gewährt. Im Falle des Z 4 Abs. 8

EFU.-DV. tritt an die Stelle des Monats der Ent¬

lassung aus dem Wehrdienst der Monat der Ent¬

lassung aus der Krankenbehandlung des Truppen-

Marine-) Teiles oder des Lazaretts. Endet die Arbeits-

oerwendungsunfähigkeit vor Ablauf dieser 12 Monate,

so wird die Umstellungsbeihilfe bis zum Schluß des

Monats gewährt, in dem der Beschädigte wieder

arbeitsverwendungsfähig geworden ist. Stirbt der

Arbeitsverwendungsunfähige innerhalb des 12-

Monatszeitraums, so wird Umstellungsbeihilfe bis



247 BaVBl,

zum Ablauf des genannten Zeitraums an die Fami¬
lienunterhaltsberechtigten gewährt.

(3) Die Umstellungsbeihilfe darf auch dann ge¬
währt werden, wenn die Sicherung des notwendigen
Lebensbedarfs erst nach dem Zeitpunkt fortgefallen
ist, bis zu dem nach den geltenden Vorschriften des
Einsatzfamilienunterhaltsrechts Familienunterhalt ge¬
währt werden darf.

(4) Die Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen
und die Fürsorge- und Versorgungsbezüge des Arbeits-
verwendungsunsähigen auf Grund eines Tatbestandes
nach Abs. 1 und 2 sind auf die Ilmstellungsbeihilfe in
voller Höhe anzurechnen. Als Versorgungsbezüge in
diesem Sinne gelten auch die Witwen-, Waisen- und
Elternzulagen nach dem EWFVE., die Renten und
das Kranken- oder Hausgeld aus der Reichsversiche¬
rung, ruhegehalt-, witwen- und waisengeldähnliche
Bezüge auf Grund einer Beschäftigung im öffentlichen
Dienst. Dagegen bleibt Versehrtengeld, Versehrten¬
geldzulage, Pflegezulage, Blindenzulage und der Zu¬
schuß zum Halten des Führhundes (Z§ 84, 92, 93 und
77 Abs. 3 WFVG., 8 7 EWFVE.) außer Ansatz, auch
wenn dadurch die Einkommenshöchstgrenze überschrit¬
ten wird. Im übrigen gilt Nr. 14k des RdErl. des
RMdI. und des RFM. v. 5. 7. 1940 (RMBliV.
S. 1363).")

(5) Soweit der Zeitraum, für den eine Umstellungs-
beihilfe in Betracht kommt, bei dem Inkrafttreten
dieses RdErl. bereits abgelaufen ist, wird die Ilm¬
stellungsbeihilfe in einem Betrage nachgewährt. Sind
dem Familienunterhaltsberechtigten in der Zwischen¬
zeit llbergangsbeihilfen auf Grund des RdErl. des
RAM. und des RMdI. v. 6. 6. 1940 (RMBliV.
S. 1983) gewährt worden, so sind diese auf die Um¬
stellungsbeihilfe anzurechnen. Die Anrechnung hat für
solche llbergangsbeihilfen zu unterbleiben, die für be¬
sondere, über die Vorschriften des Familienunterhalts
hinausgehende Zwecke (z. B. zur Abtragung alter
Verbindlichkeiten) gewährt worden sind. Die angerech¬
neten llbergangsbeihilfen sind den Bezirksfürsorgever¬
bänden aus Mitteln des Familienunterhalts zu er¬
statten.

(6) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 5 finden ent¬
sprechende Anwendung auf die Angehörigen des Reichs¬
arbeitsdienstes, die im gegenwärtigen Kriege wäh¬
rend der Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht oder
in der Zeit nach K 1 Abs. 2 EFU.-DV. im Nahmen
der Wehrmacht eingesetzt werden (H 3 der VO. v.
29.12.1939, RGBl. I S. 2465), und auf ihre familien¬
unterhaltsberechtigten Angehörigen. Sie sind ferner
sinngemäß auf die im Z 39 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 und
Ziff. 8 sowie Abs. 2 der EFU.-DV. in der Fass. der
VO. v. 25. 10. 1940 (RGBl. I S. 1397) aufgeführten
Personen und ihre familienunterhaltsberechtigten An¬
gehörigen anzuwenden. Das gleiche gilt für die in
§ 30 Abs. 1 Ziff. 6 EFU.-DV. aufgeführten Personen
— für die zur Hilfeleistung bei öffentlichen Notständen
eingesetzten Mitglieder des Deutschen Roten Kreuzes
insoweit, als die Notstände durch den Krieg bedingt
sind, — und für ihre familienunterhaltsberechtigten
Angehörigen mit der Maßgabe, daß für die Tragung
der Kosten 8 3» Abs. 3 EFU.-DV. entsprechend gilt.
Für die Bescheinigung des Todes oder der Arbeitsver-
wendungsunfähigkeit tritt an die Stelle des Wehr-
machtfürsorge- und -versorgungsamts bei den Ange-
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hörigen des Reichsarbeitsdienstes das Versorgungs¬
amt IVBerlin, bei den in Z 30 Abs. 1 Ziff. 1 und
2 EFU.-DV. aufgeführten Personen das örtlich zu¬
ständige Versorgungsamt, bei den aaO. Ziff. 3 auf¬
geführten Personen das Fürsorge- und Versorgungs¬
amt bei den aaO. Ziff. 6 aufgeführten Personen
das Deutsche Note Kreuz, bei den aaO. Ziff. 8 aufge¬
führten Personen die Oberste SA.-Führung und bei
den in § 30 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 EFU.-DV. in der
Fass. der VO. v. 25. 10. 1940 (RGBl. I S. 1397) auf¬
geführten Personen das örtlich zuständige Versor¬
gungsamt.

L. Umstellungsbeihilfen für die Emp¬
fänger von Kriegs besoldung und ihre

Hinterbliebenen.

(1) Den Witwen und versorgungsberechtigten
Waisen von Angehörigen der Wehrmacht, die in
diesem Kriege gefallen oder infolge einer in diesem
Krieg erlittenen Beschädigung bei besonderem Einsatz
oder Wehrdienstbeschädigung gestorben sind, wird im
Anschluß an den 3-Monatszeitraum, für den nach
Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsges. (WFVG.)
K 100 Abs. 2 Sterbegeld zusteht, für weitere 9 Monate
eine Uinstellungsbeihilfe in Höhe des Unterschieds
zwischen der Kriegsbesoldung (Zweite VO. zum Ein-
satz-Wehrmachtgebührnisges. — EWGG. — o. 28. 2.
1940, RGBl. I S. 447) und der in Betracht kommen¬
den Gesamtversorgung, ausschließlich der Elternver¬
sorgung, gewährt.

(2) Eltern mit Anspruch auf Elterngeld oder
-rente nach EWFVG. Z14 in Verbindung mit WFVG.
H III wird, wenn Anspruchsberechtigte nach Abs. 1
nicht vorhanden sind, im Anschluß an den 3-Monats-
zeitraum, für den nach WFVG. K 101 Sterbegeld ge¬
währt worden ist, für weitere 9 Monate eine Um¬
stellungsbeihilfe in Höhe des Unterschieds zwischen
der gesetzlichen Elternversorgung und 50 v. H. der
Kriegsbesoldung des Verstorbenen gewährt. Hat der
Verstorbene den Eltern nachweislich einen höheren
Betrag der Kriegsbesoldung laufend zugewendet, so
kann dieser aufAntragan die Stelle des genann¬
ten Hundertsatzes treten Ist Sterbegeld nach WFVG.
K 101 nicht gewährt worden, so ist die Umstellungs¬
beihilfe für die auf den Sterbemonat folgenden
12 Monate zu zahlen.

(3) Den übrigen Eltern und sonstigen Verwandten
kann, wenn Anspruchsberechtigte nach Abs. 1 nicht
vorhanden sind und ein Bedürfnis besteht, aufAn -
trag eine Umstellungsbeihilfe für die auf den
Sterbemonat folgenden 12 Monate bis zur Höhe des
Betrages der Kriegsbesoldung gewährt werden, den
ihnen der Verstorbene nachweislich laufend zugewen¬
det hat. Haben diese Verwandten Sterbegeld nach
WFVG. K 101 erhalten, so wird dieses auf die für die
ersten drei Monate in Betracht kommende Umstel¬
lungsbeihilfe angerechnet.

(4) Erhalten versorgungsberechtigte Eltern (Abs. 2)
und sonstige Verwandte (Abs. 3) eine Umstellungs¬
beihilfe, so darf deren Höchstbetrag — Unterschied
zwischen der gesetzlichen Elternversorgung und der
Kriegsbesoldung — nicht überschritten werden; die
Umstellungsbeihilfe nach Abs. 2 hat den Vorrang.

(5) Wird bei Angehörigen der Wehrmacht, die
nicht als vermißt geführt werden, der Tod erst nach
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Ablauf des Sterbemonats festgestellt, so tritt an die

Stelle des Sterbemonats der Monat der Feststellung
des Todes.

(6) Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend für die Ehe¬

frauen, Kinder, Eltern und sonstigen Verwandten von

Angehörigen der Wehrmacht, die vermißt (verschollen)

sind, wenn der Tod als Folge einer Beschädigung bei

besonderem Einsatz oder Wehrdienstbeschädigung wahr¬

scheinlich ist. Wird bei Vermißten (Verschollenen)

nachträglich der Tod festgestellt, so beginnt der

12-Monatszeitraum mit dem Ersten des aus das

Vermißtsein folgenden Monats.

(7) Angehörige der Wehrmacht, die infolge einer

mährend des jetzigen Krieges erlittenen Wehrdienst¬

beschädigung oder Beschädigung bei besonderem Ein¬

satz wegen Dienstunfähigkeit entlassen werden und

arbeitsverwendungsunsähig sind, erhalten für die auf

den Entlassungsmonat folgenden 12 Monate eine Um¬

stellungsbeihilfe in Höhe des Unterschiedes zwischen

der Versorgung und der Kriegsbesoldung. Endet die

Arbeitsverwendungsunsähigkeit vor Ablauf dieser

12 Monate, so wird die Umstellungsbeihilfe bis zum

Schlüsse des Monats gewährt, in dem der Beschädigte

wieder arbeitsverwendungsfähig geworden ist.

(8) Stirbt der als arbeitsverwendungsunsähig Ent¬

lassene innerhalb des 12-Monatszeitraums (Abs. 7),

so wird bis zu dessen Ablauf die Umstellungs¬

beihilfe an seine Hinterbliebenen weitergewährt.

(9) Die Umstellungsbeihilfen werden von den

Wehrmachtfllrsorge- und -Versorgungsämtern — WF-

VA. — festgestellt und gezahlt.

(1V) Soweit der Zeitraum, für den eine Umstel¬

lungsbeihilfe in Betracht kommt, bei Inkrafttreten

dieses RdErl. bereits abgelaufen ist, wird die Um¬

stellungsbeihilfe in einem Betrage nachgewährt. Nach
dem RdErl. des RAM. und des RMdJ. v. 6. 6. 191»

(RMBliV. S. 1983) gezahlte llbergangsbeihilfen sind

anzurechnen. Jedoch werden solche Ubergangsbeihilfen

nicht angerechnet, die für besondere, über die Vor¬

schriften des Familienunterhaltsrechts hinausgehende

Zwecke (z. B. zur Abtragung alter Verbindlichkeiten)

gewährt worden sind; Erstattungen unterbleiben.

(11) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten auch

für die Angehörigen der Waffen-^ und ihre Hinter¬

bliebenen. An die Stelle des Mehrmachtfürsorge- und

-versorgungsamts tritt das Fürsorge- und Versor-

gungsamt

L. Umstellungsbeihilfen sürEmpfänger

von Friedensdienstbezügen und ihre

Hinterbliebenen.

(1) Friedensdienstbezüge sind die Dienstbezüge der

Angehörigen der Friedenswehrmacht und die während

des Wehrdienstes weitergezahlten Dienst- und Ruhe¬

gehaltsbezüge der Beamten, Reichsarbeitsdienstführer

und Eefolgschastsmitglieder des öffentlichen Dienstes.

Die Dienstaufwandentschädigungen und Stellenzu¬

lagen rechnen dazu, wenn sie auch als Sterbegeld ge¬

währt werden.

(2) Witwen und versorgungsberechtigte Waisen

von Angehörigen der Wehrmacht, die in diesem Kriege

gefallen oder infolge einer in diesem Kriege erlittenen

Beschädigung bei besonderem Einsatz oder Wehrdienst¬

beschädigung gestorben sind, wird für die auf den

Sterbemonat folgenden 1? Monate eine Umstellungs-
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beihilfe in Höhe des Unterschieds zwischen den Frie¬

densdienstbezügen und der in Betracht kommenden Ee-

samtversorgung, ausschließlich der Elternversorgung,

gewährt. Auf den Zeitraum von 12 Monaten sind die

Zeiten anzurechnen, für die Sterbegeld nach WFVE.

K 199, DBG. K 93, sterbegeldähnliche Bezüge nach

einer Tarif- oder Dienstordnung gewährt oder Dienst¬

bezüge nichtbeamteter Eefolgschastsmitglieder den

Hinterbliebenen auf Grund des Erl. des RFM. v.

3. 19. 1949 (RBesBl. S. 246 Nr. 3S29) weitergezahlt
wurden.

(3) Eltern mit Anspruch aus Elterngeld oder

Elternrente nach EWFVE. Z 14 in Verbindung mit

WFVE. 8 III wird, wenn Anspruchsberechtigte nach

Abs. 2 nicht vorhanden sind, für die aus den Sterbe¬

monat folgenden 12 Monate eine Umstellungsbeihilfe

in Höhe des Unterschieds zwischen der gesetzlichen

Elternversorgung und 59 v. H. der Friedensdienst¬

bezüge des Verstorbenen gewährt. Hat der Verstor¬

bene den Eltern nachweislich einen höheren Betrag

der Friedensdienstbezüge laufend zugewendet, so kann

dieser auf Antrag an die Stelle des genannten

Hundertsatzes treten. Auf den Zeitraum von 12 Mo¬

naten sind Zeiten, für die Sterbegeld oder sterbegeld¬

ähnliche Bezüge gewährt worden sind, anzurechnen.

(4) Den übrigen Eltern und sonstigen Verwand¬

ten kann, wenn Anspruchsberechtigte nach Abs. 2 nicht

vorhanden sind und ein Bedürfnis besteht, ausAn -

trag eine Umstellungsbeihilfe für die auf den Ster¬

bemonat folgenden 12 Monate bis zur Höhe des Be¬

trages der Friedensdienstbezüge gewährt werden, den

ihnen der Verstorbene nachweislich laufend zugewen¬

det hat. Wurden Sterbegeld oder sterbegeldäHnliche

Bezüge gewährt, so sind sie auf die für den gleichen

Zeitraum in Betracht kommende Umstellungsbeihilfe

anzurechnen.

(5) Erhalten versorgungsberechtigte Eltern (Abs. 3)

und sonstige Verwandte (Abs. 4) eine Umstellungs¬

beihilfe, so darf deren Höchstbetrag — Unterschied

zwischen der gesetzlichen Elternversorgung und den

Friedensdienstbezügen — nicht überschritten werden:

die Umstellungsbeihilfen nach Abs. 3 haben den Vor¬

rang.

(6) Wird bei Angehörigen der Wehrmacht, die

nicht als vermißt geführt werden, der Tod erst nach

Ablauf des Sterbemonats festgestellt, so tritt an die

Stelle des Sterbemonats der Monat der Feststellung
des Todes.

(7) Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend für die>Ehe-

frauen, Kinder, Eltern und sonstigen Verwandten

von Angehörigen der Wehrmacht, die vermißt (ver¬

schollen) sind, wenn der Tod als Folge einer Beschä¬

digung bei besonderem Einsatz oder Wehrdienstbeschä¬

digung wahrscheinlich ist. Wird bei Vermißten (Ver¬

schollenen) nachträglich der Tod festgestellt, so beginnt

der 12-Monatszeitraum mit dem Ersten des auf das

Vermißtsein folgenden Monats.

(8) Angehörige der Wehrmacht, die infolge einer

während des jetzigen Krieges erlittenen Wehrdienst¬

beschädigung oder Beschädigung bei besonderem Ein¬

satz wegen Dienstunfähigkeit entlassen werden und

arbeitsverwendungsunsähig sind, erhalten für die auf

den Entlassungsmonat folgenden 12 Monate eine

Umstellungsbeihilfe in Höhe des Unterschiedes zwi¬

schen der Versorgung und den Friedensdienstbezügen.
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Endet die Arbeitsverwendungsunfähigkeit vor Ablauf

dieser 12 Monate, so wird die Umstellungsbeihilfe bis

zum Schlüsse des Monats gewährt, in dem der

Beschädigte wieder arbeitsverwendungsfähig ge¬

worden ist.

(9) Stirbt der als arbeitsverwendungsunfähig

Entlassene innerhalb des 12-Monatszeitraums (Abs.

8), so wird bis zu dessen Ablauf die Umstellungsbei¬

hilfe an seine Hinterbliebenen weitergewährt.

(10) Die Umstellungsbeihilfen werden von den

WFVÄ. festgestellt und gezahlt. Die für die Feststel¬

lung des Ruhegehalts, der Hinterbliebenenversorgung

oder der entsprechenden Bezüge nach der RVO. zu¬

ständigen Behörden teilen den WFVÄ. Beginn und

Höhe dieser Bezüge sowie Höhe und Zusammensetzung

der Friedensdienstbezüge mit.

(11) Soweit der Zeitraum, für den eine Umstel¬

lungsbeihilfe in Betracht kommt, bei Inkrafttreten

dieses RdErl. bereits abgelaufen ist, wird die Um¬

stellungsbeihilfe in einem Betrage nachgewährt. Nach
dem RdErl. des RAM. und des RMdJ. v. 6. 6. 1940

(NMBliV. S. 1083) gezahlte Ubergangsbeihilfen sind

anzurechnen. Jedoch werden solche ilbergangsbeihilfen

nicht angerechnet, die für besondere, über die Vor¬

schriften des Familienunterhaltsrechts hinausgehende

Zwecke (z. B. zur Abtragung alter Verbindlichkeiten)

gewährt worden sind: Erstattungen unterbleiben.

(12) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten sinn¬

gemäß auch für Empfänger von Friedensdienstbezügen

und ihre Hinterbliebenen, soweit es sich um Angehö¬

rige folgender Personenkreise handelt '

t>>) die im Nahmen der Wehrmacht eingesetzten An¬

gehörigen des Reichsarbeitsdienstes,

die in K 30 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 und Ziff. 8 sowie

Abs. 2 EFU.-DV. in der Fass. der VO. v. 25. 10.

1940 (RGBl. I S. 1397) aufgeführten Personen,

> j die in K 30 Abs. 1 Ziff. 6 EFU.-DV. aufgeführten

Personen — für die zur Hilfeleistung bei öffent¬

lichen Notständen eingesetzten Mitglieder des Deut¬

schen Roten Kreuzes insoweit, als die Notstände

durch den Krieg bedingt sind —,

>l > die langfristig Notdienstverpflichteten gemäß Nr. 195

Buchst. >. des RdErl. des RMdJ. und des RFM,

o. 5. 7. 1940 (RMBliV. S. 1363) °), die bis zum

Eintritt der Notdienstbeschädigung Bezüge aus

öffentlichen Mitteln auf Grund eines einem Ar¬

beitsvertrag entsprechenden Beschäftigungsverhält¬

nisses erhalten haben.

An die Stelle des Wehrmachtfürsorge- und -versor-

gungsamts tritt bei den Angehörigen des Reichs¬

arbeitsdienstes das Versorgungsamt V Berlin,

bei den in K 30 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 EFU.-DV. auf¬

geführten Personen das örtlich zuständige Versor¬

gungsamt, bei den aaO. Ziff. 3 aufgeführten Per¬

sonen das Fürsorge- und Versorgungsamt bei den

aaO. Ziff. 6 aufgeführten Personen das Deutsche Rote

Kreuz, bei den aaO. Ziff. 8 sowie in Z 30 Abs. 2

Ziff. 1 bis 3 EFU.-DV. in der Fass. der VO. v. 25. 10.

1940 (RGBl. I S. 1397) aufgeführten Personen und

bei den langfristig Notdienstverpflichteten (vgl. cl)

das örtlich zuständige Versorgungsamt.

l), E e m e i n s a in e V o r s ch r i f t e n f ü r A b s ch n.
L und 0.

(1) Der RdErl, findet auch Anwendung auf die

ll Nr. 12 252

im WFVG. 8 68 aufgeführten Zivilpersonen und auf

diejenigen Personen, die nach Wehrges. Z 35') den

für Soldaten geltenden Fürsorge- und Versorgungs¬

bestimmungen unterworfen sind, sowie die Angestell¬

ten und Arbeiter, die bei den im Rahmen der Wehr¬

macht eingesetzten Einheiten des Reichsarbeitsdienstes

tätig sind.

(2) Als Versorgungsbezüge im Sinne dieses RdErl.,

die bei der Ermittlung der Umstellungsbeihilfe zu

berücksichtigen sind, gelten auch die Witwen-, Waisen-

und Elternzulage nach dem EWFVE., die Renten

und das Kranken- oder Hausgeld aus der Reichsver¬

sicherung, ruhegehalt-, witwen- und waisengeldähn-

liche Bezüge auf Grund einer Beschäftigung im öffent¬

lichen Dienst sowie sonstige Zuwendungen aus öffent¬

lichen Mitteln, auch wenn der Beschädigte (Verstor¬

bene) zur Aufbringung der Mittel beigetragen hat.

Dagegen bleiben Versehrtengeld, Versehrtengeldzu¬

lage, Pflegezulage, Blindenzulage und der Zuschuß

zum Unterhalt des Fiihrhundes (WFVG. 8s 84, 92,

93 und 77 Abs. 3, EWFVG. F 7) bei Ermittlung der

Umstellungsbeihilfe außer Betracht.

(3) Kriegsbesoldung und Friedensdienstbezüge

unterliegen der Kürzung nach der ersten Gehaltskür-

zungs-VO."). Der Ausgleichsbetrag nach EWEE.^).

Z 3 Abs. 2 ist nur bei Ermittlung der Umstellungs¬

beihilfe für Hinterbliebene abzusetzen- dies gilt ent¬

sprechend für außerhalb der Wehrmacht stehende Per¬

sonen. Zur Kriegsbesoldung und zu den Dienstbezügen

der Soldaten der Friedenswehrmacht gehört auch der

widerrufliche Gehaltszuschuß von 15 monatlich

nach dem Erl. des OKW. v. 0. 1. 1941 — Az. 60 g. 12

^.IIZ (Id) Nr. 1539/40 A'). Der den Ge-

haltszuschuß von monatlich 15 übersteigende Be¬

trag der früheren Zehrzulage bleibt außer Ansatz.

(4) Soweit durch die Zahlung von Umstellungs¬

beihilfen oder von Vorschüssen hierauf infolge späte¬

rer Feststellung anzurechnender Versorgungsbezüge

Überzahlungen entstehen, sind sie gegen die noch zu¬

stehenden Umstellungsbeihilfen aufzurechnen. Sind

überzahlte Beträge nach Wegfall der Umstellungsbei¬

hilfe noch ungedeckt, so verbleiben sie in Ausgabe.

k. Umstellungsbeihilfen für Personen¬

beschädigte und ihre Angehörigen.

Personen, die infolge eines Personenschadens

(PSchVO. v. 10. 11. 1940, RGBl, I S. 1482) die

Sicherung ihres notwendigen Lebensbedarfs verlie¬

ren, erhalten als Umstellungsbeihilfe Familienunter¬

halt nach den Vorschriften des Einsatzfamilienunter¬

haltsrechts mit folgenden Maßgaben!

1. Als Berechtigte kommen in Betracht!

s.) die infolge eines Personenschadens arbeitsver-

wendungsunfähigen Personen,

>i) die im Z 2 EFUE. aufgeführten Angehörigen einer

infolge eines Personenschadens arbeitsverwen-

dungsunfähigen oder verstorbenen männlichen

Person unter den Voraussetzungen des K 2 EFUE.!

Angehörige der Gruppe II des Z 2 EFUE. sind

daher nur berechtigt, wenn der Personenbeschädigte

ganz oder zu einem wesentlichen Teil ihr Ernäh¬

rer gewesen ist,

,'.) die im K 2 EFUE. aufgeführten Angehörigen und

der Ehemann einer infolge eines Personenschadens

arbeitsverwendungsunfähigen oder verstorbenen
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weiblichen Perjon, wenn sie im Verhältnis zur

letzteren die Voraussetzungen des Z 2 EFUG. er¬

füllen und wenn die Personenbeschädigte ganz

oder zum wesentlichen Teil ihr Ernährer ge¬

wesen ist.

2. (1) Formelle Voraussetzung der Gewährung der

Umstellungsbeihilfe ist eine Bescheinigung des nach

der PSchVO. zuständigen Versorgungsamts, daß der

Tod oder die Arbeitsverwendungsunsähigkeit die

^ Folge eines Personenschadens ist.
(2) Die Zustimmung des Versorgungsamts ist not¬

wendig zur Gewährung einer Umstellungsbeihilfe,

wenn die für eine llmstellungsbeihilfe in Betracht

kommende Person nicht die deutsche Staatsangehörig¬

keit besitzt.

3. (1) Sachliche Voraussetzung für die Gewährung

der Ilmstellungsbeihilfe ist der Verlust der Sicherung

des notwendigen Lebensbedarfs infolge eines Per¬

sonenschadens.

(2) Eine Umstellungsbeihilfe ist daher insoweit

nicht zu gewähren, als der Berechtigte seinen notwen¬

digen Lebensbedarf aus eigenen Kräften und Mitteln

beschaffen kann oder ihn von anderer Seite, insbeson¬

dere von Angehörigen, erhält.

(3) Eine Umstellungsbeihilfe ist auch nicht zu ge¬

währen, wenn gleichzeitig Anspruch auf Gewährung

von Einsatz- oder Räumungssamilienunterhalt oder

auf eine llmstellungsbeihilfe nach Abschn. ^ besteht.

Fällt dieser Anspruch während der für die llmstel¬

lungsbeihilfe in Betracht kommenden Zeit weg, so

wird die llmstellungsbeihilfe für die Nestzeit gewährt.

(4) Eine llmstellungsbeihilfe nach den Vorschriften

dieses Abschnitts ist endlich nicht zu gewähren, wenn

ein Beamter, ein Neichsarbeitsdicnstführer oder ein

Gefolgschaftsmitglied des öffentlichen Dienstes, die

bis zum Eintritt des Personenschadens Dienstbezüge

aus öffentlichen Mitteln erhülten haben, und wenn

ein Nuhegehaltsempfänger einen Personenschaden er¬

leidet' in diesen Fällen wird llmstellungsbeihilfe in

entsprechender Anwendung der Vorschriften des Ab¬

schn. <ü durch das örtlich zuständige Versorgunasamt

gewährt. Das gleiche gilt für die in Abschn. tü Abs. 12

Buchst, ci aufgeführten Personen.

4. Trifft ein Personenschaden eine Frau, die ihre

Arbeitskraft im eigenen Haushalt oder im eigenen

Betrieb oder freien Beruf eingesetzt hat, so ist bei

Bemessung der Umstellungsbeihilfe die Einstellung

einer Ersatzkraft entgegenkommend zu berücksichtigen.

Hierbei kann, soweit es sich um die Einstellung einer

Ersatzkraft für den Haushalt handelt, die Einkom¬

menshöchstgrenze überschritten werden.

5. (1) Die llmstellungsbeihilfe wird bei Vorliegen

der Voraussetzungen vom Tage des Eintritts des

Personenschadens bis zum Ablauf des darauffolgen¬

den 12. Monats gewährt.

(2) Tritt der Verlust der Sicherung des notwen¬

digen Lebensbedarfs im Zusammenhang mit dem

Personenschaden erst im Laufe des 12-Monatszeit-

raums ein, so wird die Umstellungsbeihilfe für die

Restzeit gewährt.

(3) Endet die Arbeitsverwendungsunsähigkeit vor

Ablauf der 12 Monate, so wird die Umstellungsbei¬

hilfe bis zum Schluß des Monats gewährt, in dem

ll Nr. 12 2g4

der Personenbeschädigte wieder arbeitsverwendungs¬

fähig geworden ist.

(4) Stirbt der arbeitsverwendungsunfähige Per¬

sonenbeschädigte innerhalb des 12-Monatszeitraums,

so wird Umstellungsbeihilfe bis zum Ablauf des ge¬

nannten Zeitraums an seine Angehörigen gewährt,

falls die Voraussetzung der Ziff. 1 Buchst, d oder o

erfüllt ist.

6. Soweit der Zeitraum, für den eine Umstellungs¬

beihilfe in Betracht kommt, bei dem Inkrafttreten die¬

ses NdErl. bereits abgelaufen ist, wird die Umstel¬

lungsbeihilfe in einem Betrage nachgewährt.

7. (1) Die Versorgungsbezüge sind auf die Um¬

stellungsbeihilfe anzurechnen. Die Vorschrift des Ab¬

schn. ^ Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden.

(2) Zu den anzurechnenden Bezügen gehören auch

die Beihilfen, die vorbehaltlich der Anrechnung auf

die Versorgungsbezüge gewährt worden sind, sowie

die vorläufigen Unterstützungen nach H 8 der Ersten

DVO. zur PSchVO.').

(3) Werden Versorgungsbeziige für den Zeitraum

der Umstellungsbeihilfe nachgezahlt, so ist die Um¬

stellungsbeihilfe aus die Nachzahlung anzurechnen.

Erstattungen zwischen den sür die Zahlung der Ver¬

sorgungsbezüge und für die Zahlung der Umstellungs¬

beihilfe zuständigen Dienststellen unterbleiben.

8. Die Umstellungsbeihilfe wird durch den Stadt¬

oder Landkreis gewährt, der für die Gewährung des

Einsatzfamilienunterhalts zuständig wäre.

9. Die Kosten der Umstellungsbeihilfe werden ab¬

weichend von H 4 EFUG. ausschließlich vom Reich

getragen. Persönliche und sächliche Verwaltungskosten

sind nicht erstattungsfähig.

10. Die Vorschriften des Einsatzfamilienunterhalts¬

rechts sind, soweit sie auf den Tatbestand nicht un¬

mittelbar angewendet werden können, sinngemäß an¬

zuwenden. An Stelle des Einstellungstages im Sinne

der Vorschriften des Einsatzfamilienunterhaltsrechts

tritt der Tag des Eintritts des Personenschadens.

Schlußvorschrift.

(1) Der RdErl. gilt für alle seit dem 2V. 8. 1ö39

eingetretenen einschlägigen Tatbestände. -

(2) Die Anpassung des NdErl. des RAM. und des

NMdJ. v. 6. 6. 1940 (RMBliV. S. 1083) über Für¬

sorge für Wehrdienst- und Einsatzbeschädigte und ihre

Hinterbliebenen an diese Vorschriften wird gesondert

erfolgen.

An die nachgeordneten Behörden, die Gemeinden und

Eemeindeverbände, die sonst. Körperschaften des öffentl.

Rechts. — RMBliV. S. 39N.

— BaVBl. S. 245.

') Vgl. REBl. 1935 I S.M9.

Vgl. RGBl. 1-130 I S. 517, 522; 1931IS.538? 1932 I
S. 522.

«1 Vgl. REBl. 1939 I S. 1531.

Nicht verösfentl.

') Vgl. REBl. 1940 I S. i486.

Vgl. BaVBl. 1940 S. 931.
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- Abschnitt 2.

Allgemeine Verwaltungssachen.
Erholungsurlaub der Angestellten

im Urlaubsjahr 194V.
RdErl. d. MdJ. v. IS. 3.1341 Nr. 2K 908.

Der Reichstreuhänder für den öffentlichen Dienst
hat durch eine Anordnung vom 13. Dezember 1940 das
am 31. März d. I. ablaufende Urlaubsjahr 1940 bis
zum 3V. Juni 1941 verlängert. Ich gebe hiervon Kennt¬
nis und ersuche die Dienststellenleiter, dafür Sorge zu
tragen, daß allen Angestellten der für das Urlaubs¬
jahr 1940 noch zustehende Erholungsurlaub bis späte¬
stens 30. Juni 1941 restlos gewährt wird. Zur Er¬

möglichung der Urlaubsgewährung bin ich nötigen¬
falls bereit, die Einstellung von Urlaubsaushilfen zu
genehmigen. Bei diesem Anlaß weise ich auf die durch
den Runderlaß des RFM. vom 6. Juli 1939 ? 2100—
13044 IV (RBB. S. 188 Nr. 3166) für die Urlaubs¬
jahre 1939 und 1940 getroffene Sonderregelung hin,
die nach seinem Runderlaß vom 11. Januar 1941
? 2160—18557 IV (RBB. S. 60 Nr. 3625) bis auf
weiteres anzuwenden ist.

An die staatlichen Dienststellen. BaVBl. S. 255.

Veterinärangelegenheiten.
Hauptkörungen 1941.

RdErl. d. MdJ. v. 18. 3. 1941 Nr. 27 8S7.

Das Köramt der Landesbauernschaft Baden beab¬
sichtigt, in der Zeit vom März bis Mai 1941 Haupt¬
körungen für Bullen, Eber und Ziegenböcke gemäß
K 4 und 5 der ersten Verordnung zur Förderung der
Tierzucht vom 26. 5. 1936 (RGBl. I S. 420) durchzu¬
führen.

Bezüglich der für diese Veranstaltungen erforder¬
lichen veterinärpolizeilichen Maßnahmen verweise ich
auf den Runderlaß vom 20. 2. 1940 (BaVBl. S. 309),
der auch auf die diesjährigen Hauptkörungen anzu¬
wenden ist.

An die Landrätc, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoren,
die Regierungsveterinärräte und die Gemeinden.

— BaVBl. S. 2SS.

Maul- und Klauenseuche in Baden.

RdErl. d. MdJ. v. 18. 3. 1941 Nr. 28 002.

Seit der Veröffentlichung vom 11.3.1941 (BaVBl.
S. 227) ist die Maul- und Klauenseuche in 2 Gemein¬
den ausgebrochen!

Landkreis Freiburg: Zarten.
Landkreis Mannheim: Altlußheim.

Am 18. 3. 1941 waren folgende 5 Gemeinden ver¬
seucht:

Oberrotweil, Zarten (Landkreis Freiburg), Mann¬
heim, Mannheim-Sandhofen (Stadtkreis Mannheim),
Altlußheim (Landkreis Mannheim).

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoren,
die Regierungsveterinärräte, das Tierhygienische Institut
und die Gemeinden.

— BaVBl. S. 25«?.

Wohlfahrtspflege unö?ugenöwohlfahrt.
Fettverbilligung für die minderbemittelte Bevöl¬

kerung.
RdErl. d. MdJ. o. 13. 3. 1941 Nr. 24 784.

(1) Die von der Reichsregierung zur Verbilligung
der Speisefette für die minderbemittelte Bevölkerung
getroffenen Maßnahmen werden für die Monate
April, Mai und Juni 1941 weitergeführt.

(2) Die Reichsverbilligungsscheine I sind auf
grauem und II auf hellblauem Wasserzeichenpapier
hergestellt.

Die Ausgabestellen haben die Scheine mit größter
Beschleunigung an die Bezugsberechtigten auszugeben.

(3) Die nicht verbrauchten Scheine sind nach den
bisherigen Bestimmungen zum 5. Zuli 1941 an den
Landrat und von den Landräten bis zum 1V. Zuli
1941 an das Statistische Landesamt in Karlsruhe zu¬
rückzugeben. Die Bedarfsanmeldungen für den näch¬
sten Zeitabschnitt (Juli bis September 1941) haben
spätestens bis zum 15. Mai 1941 zu erfolgen. Diese
Frist ist wegen der rechtzeitigen Belieferung mit
Reichsverbilligungsscheinen unbedingt einzuhalten.

An die Landräte, die Stadt- und Landkreise.

— BaVBl. S. 2S5.
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